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einbegriffen sind, die Bevölkerung und die Kriegführenden 
unter dem Schutze und der Herrschaft der Grundsätze des 
Völkerrechts bleiben, wie sie sich ^ergeben aus den unter ge­
sitteten Völkern feststehenden Gebräuchen, aus den Gesetzen 
der Menschlichkeit und aus den Forderungen des öffentli­
chen Gewissens“ (sog. Martens-Klausel).

Dies gilt auch im Verhältnis zu neutralen Staaten, deren 
Territorium durch Art. 1 des V. Haager Abkommens von 1907 
„unverletzlich“ und geschützt ist. Die Verletzung ihrer Neu­
tralität durch radioaktiven fall-out aber wäre zwangsläufig 
und unvermeidbar.

Das traditionelle Kriegsbild geht von einer Nachkriegs­
situation aus, in der der Sieger als Besatzungsmacht die Funk­
tionen der Versorgung der Zivilbevölkerung zu übernehmen 
hat. Diese Verantwortlichkeit des Siegers für die Zivilbe­
völkerung war bereits im Haager Abkommen von 1907 nie­
dergelegt und angesichts der Verletzung dieser Verpflichtun­
gen im deutschen Faschismus in der IV. Genfer Konvention 
von 1949 präzisiert und ausgedehnt worden. Selbst Restbe­
stände humanitärer Verpflichtungen würden durch einen 
Atomkrieg beseitigt; er bedeutet buchstäblich Auflösung der 
klassischen Kriegsvorstellung.

Haager Landkriegsordnung und Genfer Konvention kön­
nen in ihren Grundprinzipien heute als universell akzeptier­
tes Gewohnheitsrecht fnit bindendem Charakter angesehen 
werden. Nach ihren Regeln ist nicht nur der präventive Erst­
schlag, sondern bereits der Ersteinsatz von Nuklearwaffen 
unzweideutig völkerrechtswidrig und damit auch die Stra­
tegie der flexible response, so sie auf dem Ersteinsatz basiert. 
Dies gilt nicht nur für den Einsatz von nuklearen Angriffs­
waffen, sondern bereits für ihre Stationierung.

Nach dem technologischen Konzept sowie nach der mili­
tärischen Strategie handelt es sich bei der Stationierung der 
Pershing-II-Raketen und Cruise Missiles um die Dislozie­
rung von Erstschlagwaffen, die sowohl präventiv als auch 
während eines eventuellen konventionellen Krieges im Rah­
men der Eskalationsoption als erste eingesetzt werden sol­
len. Damit verstößt schon die Stationierung gegen das völker­
rechtliche Verbot des Ersteinsatzes von Nuklearwaffen, wel­
ches als allgemeine Regel des Völkerrechts gemäß Art. 25 GG 
dem Bundesrecht vorgeht.

Damit ist die Stationierung von Atomwaffen nicht gene­
rell verboten. Im Rahmen der erlaubten Selbstverteidigung 
nach Art. 51 der UNO-Charta darf derjenige Staat, der (völ­
kerrechtswidrig) mit Atomwaffen angegriffen wird, sich mit 
Atomwaffen verteidigen. Das heißt, der Zweitschlag ist le­
gal und demnach auch die Stationierung von Zweitschlag­
waffen — aber auch nur soldier Waffen, wie sie die neuent­
wickelten Raketen gerade nicht sind.

4. Raketeneinsatz und Souveränität

Nach Art. 24 GG kann „der Bund ... durch Gesetz Hoheits­
rechte auf zwischenstaatliche Einrichtungen übertragen“. Von 
dieser Befugnis zur Souveränitätseinschränkung hat die Bun­
desrepublik im Zuge der europäischen Integration mehrfach 
Gebrauch gemacht. Darüber hinausgehend gibt die Verfas­
sung nur im Rahmen des Anschlusses an ein System kollek­
tiver Sicherheit dem Bund die Erlaubnis, „in die Beschrän­
kung seiner Hoheitsrechte einzuwilligen, die eine friedliche 
und dauerhafte Ordnung in Europa und zwischen den Völ­
kern der Welt herbeiführen und sichern“ (Art. 24 Abs. 2 GG). 
Vor allem ist bei der Feststellung des Verteidigungsfalles und 
der Auslösung von Verteidigungsmaßnahmen (Art. 115 а ff. 
GG) kein Souveränitätsverzicht möglich. Es gehört ganz all­
gemein zu dem anerkannten Kerngehalt der Souveränität 
eines jeden Staates, selbst über seinen Kriegseintritt zu ent­
scheiden.

Die Stationierung von Massenvemichtungswaffen unter 
ausschließlicher amerikanischer Einsatz- und Verfügungs­
macht ohne deutsche Mitspracherechte ist jedoch eine erheb­
liche Einschränkung der Souveränität. Denn nach Auskunft 
der Bundesregierung hat im Ernstfall der amerikanische Prä­
sident die alleinige Entscheidungsbefugnis über die neu zu 
stationierenden Raketen, ohne daß die Bundesregierung auch 
nur einen indirekten Einfluß über SACEUR hätte. Der ame­
rikanische Präsident würde also im Rahmen seiner strate­
gischen Erstschlags- und Ersteinsatzoption darüber entschei­
den, wann von deutschem Territorium ein erneuter Krieg, 
diesmal ein Nuklearkrieg, mit der sicheren Folge der Selbst­
vernichtung ausginge. Die Bundesregierung entäußert sich 
damit eines ganz entscheidenden Bereichs ihrer Handlungs­
freiheit und legt faktisch die Entscheidung über Krieg und 
Frieden und damit das Schicksal der Bevölkerung der Bun­
desrepublik in die Hände einer fremden Macht. Selbst wenn

man der Ansicht ist, daß ein solcher Souveränitätsverzicht 
völkerrechtlich prinzipiell möglich ist, bietet jedoch dafür 
weder Art. 24 GG noch irgendeine andere Vorschrift des 
Grundgesetzes eine Grundlage. Die Bundesregierung ist also 
auf jeden Fall verpflichtet, diesen faktischen Souveränitäts­
verzicht rückgängig zu machen, da er verfassungswidrig ist.

5. Gesetzesvorbehalt

Bis jetzt hat der Bundestag über die Stationierung der Per- 
shing-II-Raketen und Cruise Missiles nicht beraten und ent­
schieden. Der NATO-Beschluß beruht allein auf einer Regie­
rungsentscheidung.

Eis ist ein traditioneller Satz demokratischen Verfassungs­
verständnisses, daß Eingriffe der Exekutive in Freiheit und 
Eigentum des Bürgers der gesetzlichen Grundlage bedürfen. 
Dieser Grundsatz des sog. Gesetzesvorbehaltes wird aus 
Art. 20 Abs. 3 GG abgeleitet, durch den die Rechtsprechung 
und die vollziehende Gewalt an Gesetz und Recht gebunden 
sind. Die Auseinandersetzungen um den Bau von Kernkraft­
werken haben diesen Grundsatz neu belebt. Das Bundesver­
fassungsgericht hat ihn dahingehend gefaßt, daß die Ent­
scheidung aller grundsätzlichen Fragen, die den Bürger un­
mittelbar betreffen, durch Gesetz erfolgen muß:

„Im Rahmen einer demokratisch-parlamentarischen 
Staatsverfassung, wie sie das Grundgesetz ist, liegt es näher 
anzunehmen, daß die Entscheidung aller grundsätzlichen Fra­
gen, die den Bürger unmittelbar betreffen, durch Gesetz er­
folgen muß, und zwar losgelöst von dem in der Praxis flie­
ßenden Abgrenzungsmerkmal des .Eingriffs*. Staatliches Han­
deln, durch das dem einzelnen Leistungen und Chancen ge­
währt und angeboten werden, ist für eine Existenz in Freiheit 
oft nicht weniger bedeutungsvoll als das Unterbleiben eines 
Eingriffs. Hier wie dort kommt dem vom Parlament beschlos­
senen Gesetz gegenüber dem bloßen Verwaltungshandeln die 
unmittelbarere demokratische Legitimation zu, und das par­
lamentarische Verfahren gewährleistet ein höheres Maß an 
Öffentlichkeit der Auseinandersetzung und Entscheidung und 
damit auch größere Möglichkeiten eines Ausgleichs wider- 
streitender Interessen“ (Entscheidungen des Bundesverfas­
sungsgerichts, Bd. 40, S. 237, 249).

Nun erfüllt jedoch der Stationierungsbeschluß keine dieser 
Anforderungen. Es dürfte zweifelsfrei sein, daß er sogar von 
noch grundsätzlicherer Bedeutung für die Bundesbürger ist 
als die friedliche Nutzung der Atomenergie. Eine ähnlich 
konkretisierte Gesetzesgrundlage wie das Atomgesetz ist we­
der durch den Vertrag über den Aufenthalt ausländischer 
Streitkräfte in der BRD von 1955 noch durch den Vertrag über 
die Beziehungen zwischen der BRD und den Drei Mächten, 
den sog. Generalvertrag von 1955, gegeben. Beide Verträge 
sagen über die Art der Bewaffnung nichts aus. Das Fazit ist 
auch aus diesen Überlegungen negativ, der Stationierungs­
beschluß entbehrt der parlamentarischen Grundlage.

Zusammenfassung: Die verfassungsrechtliche Überprü­
fung des NATO-Beschlusses über die Stationierung neuer Ra­
keten des Typs Pershing II und Cruise Missiles hat ergeben, 
daß er wegen Verstoßes gegen Art. 26 und 25 GG sowie auf 
Grund der Aufgabe unverzichtbarer Souveränitätsrechte 
verfassungswidrig ist. Hinzu kommt, daß ein solcher Be­
schluß auf Grund des Vorbehaltes des Gesetzes gemäß 
Art. 20 Abs. 3 GG nicht in die Zuständigkeit der Regierung, 
sondern allein in die des Parlaments fällt. Dieses wäre al­
lerdings auf Grund seiner Bindung an das Grundgesetz ver­
fassungsrechtlich nicht in der Lage, den NATO-Beschluß in 
der vorliegenden Form zu bestätigen. An dieser Rechtslage 
ändert auch nichts der sog. zweite Teil des Beschlusses, das 
Verhandlungsangebot.

Im Staatsverlag der DDR noch erhältlich
Staatsrecht der UdSSR (Lehrbuch)
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Das von einem Kollektiv namhafter Staatsrechtswissenschaftler der 
UdSSR verfaßte Lehrbuch schließt eine Lücke im staats- und 
rechtswissenschaftlichen Literaturangebot der DDR. In sieben Ka­
piteln werden behandelt: das Staatsrecht als der grundlegende 
Zweig des Sowjetrechts, die Sowjetverfassung und ihre Entwick­
lung, die Grundlagen der Gesellschaftsordnung und der Politik 
der UdSSR, das Verhältnis von Staat und Persönlichkeit, die na­
tionalstaatliche Ordnung der UdSSR, die Organe des Sowjetstaa­
tes sowie die Verfassungsgrundlagen der Rechtsprechung, der 
Staatlichen Arbitrage und der staatsänwaltschaftlichen Aufsicht.


